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Rom. Die ersten Migranten sind in
den italienischen Asylzentren in Al-
banien angekommen. Ein Schiff der
italienischen Marine hat am Mitt-
wochmorgen 16 Männer aus Bangla-
desch und Ägypten in den Hafen von
Shëngjin gebracht, wie die italieni-
sche Nachrichtenagentur Ansa be-
richtet. Die Regierungen von Italien
und Albanien hatten im Herbst ver-
gangenen Jahres eine Absichtserklä-
rung zur Errichtung der italienischen
Zentren auf albanischem Boden un-
terzeichnet. 

Die Asylanträge der 16 Migranten
sollen in Albanien nun nach italieni-
schem Recht und von italienischen
Mitarbeitern in einem Schnellver-
fahren geprüft werden. In dem Lager
in Shëngjin soll eine erste Überprü-
fung und medizinische Untersu-
chung stattfinden, bevor die Migran-
ten im Lauf des Mittwochs in das
Lager in Gjadër gebracht werden. 

Wessen Antrag angenommen
wird, der wird laut Abkommen zu-
rück nach Italien gebracht. Bei Ab-
lehnung werden die Migranten in ihr
Heimatland zurückgeschickt. Die pri-
vaten Seenotretter kritisieren die Be-

arbeitung der Anträge in Albanien
scharf. Ihre Organisation lehne Ita-
liens „Verbringung von Überle-
benden nach Albanien entschieden
ab“, betont Mirka Schäfer, Politikex-
pertin bei SOS Humanity. Das Ab-
kommen zwischen Italien und Alba-
nien verstoße gegen internationales
Seerecht und berge die Gefahr, dass
die Grundrechte von Flüchtlingen
ausgehöhlt würden. „Italien hält de
facto schutzsuchende Menschen auf
albanischem Boden ohne gericht-
liche Prüfung fest, was zutiefst un-
menschlich ist und gegen ihre Grund-
rechte verstößt.“ 

800 Millionen Euro

Auch in Italien gibt es Gegenwind.
Die Regierung von Giorgia Meloni
gebe „Hunderte Millionen Euro aus,
um ein paar Tausend Migranten nach
Albanien zu deportieren und sie dort
einzusperren“, schrieb die NGO Sea
Watch Italy auf dem Kurznachrich-
tendienst X. Das Steuergeld der Ita-
liener wäre mit Aufnahme und Inte-
gration der Menschen in Italien
besser ausgegeben. Italienische Me-
dien hatten von Kosten von rund 800
Millionen Euro berichtet. Auch die
Oppositionsführerin, Elly Schlein
vom sozialdemokratischen Partito

Democratico, kritisiert die hohen
Kosten. Nach Albanien sollen laut der
Vereinbarung nur Migranten ge-
bracht werden, die von Schiffen der
italienischen Küstenwache oder der
Finanzpolizei in internationalen Ge-
wässern aufgegriffen wurden; nicht
jene, die von privaten NGOs gerettet
wurden. In den Zentren in Albanien
werden keine sogenannten vulner-
ablen Personen aufgenommen
werden, sie werden wie bisher direkt
nach Italien gebracht. Nach Albanien
bringt Italien demnach volljährige
männliche Migranten.

Am Freitag hatte die italienische
Regierung bekannt gegeben, dass die
beiden Zentren, die in der Hafenstadt
Shëngjin und auf einem ehemaligen
Militärflughafen in Gjadër ent-
standen sind, in Betrieb gehen. Die
Finanzierung der Zentren, vom Bau
bis zur Betreibung, wird von Italien
getragen. Die Inbetriebnahme hat
sich um Monate verzögert, geplant
war eine erste Aufnahme von Migran-
ten bereits für diesen Mai. Ursprüng-
lich sollten bis zu 3000 Personen im
Monat aufgenommen werden
können. Die Kapazitäten liegen der-
zeit bei 800 Menschen.
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Italien. Die Abschiebung der ersten 16 Männer in albanische Asylzentren sorgt für

heftige Kritik: Für NGOs ist Vorgangsweise „illegal“, für Opposition ist diese zu teuer.

Rom verschifft Migranten über Adria 

Von unserer Mitarbeiterin
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Kiew. Es sind klare Ziele, die der
ukrainische Präsident Wolo-
dymyr Selenskij formuliert. Am
Mittwoch hat er im Parlament in
Kiew seinen bereits vor Wochen
angekündigten „Siegesplan“ vor-
gestellt. Darin bekräftigt er, dass
er keine ukrainischen Gebiete an
Russland abtreten werde. Eine
Lösung zur Beendigung des zwei-
einhalb Jahre dauernden Krieges
könne nicht „in einem Handel mit
ukrainischem Territorium oder
mit seiner Souveränität be-
stehen“, sagte Selenskij.

Den Westen rief er dazu auf,
die Ukraine zu einem Beitritt zur
Nato einzuladen – „und zwar
jetzt“. Russland habe nur deshalb
die Ukraine überfallen und damit
die europäische Sicherheit unter-
graben können, weil Kiew nicht
Mitglied des westlichen Bünd-
nisses sei. Der neue Nato-General-
sekretär Mark Rutte reagierte zu-
rückhaltend auf Selenskijs
Wunsch. Rutte verwies auf die Be-
schlüsse des Nato-Gipfels in Wa-
shington. Dabei hatten die Nato-
Staaten der Ukraine nur allge-
mein die Möglichkeit eines Bei-
tritts zugesagt. Eine formelle Ein-
ladung könne aber erst
ausgesprochen werden, wenn
alle Alliierten zustimmen und alle
Bedingungen erfüllt sind. 

„Russland muss verlieren“

Ziel des ukrainischen „Sieges-
plans“ sei, „stark genug zu sein,
um den Krieg zu beenden“, sagte
Selenskij am Mittwoch. „Russland
muss den Krieg gegen
die Ukraine verlieren“, betonte
er. Die Führung in Moskau müsse
dazu gebracht werden, „an einem
Friedensgipfel teilzunehmen und
bereit zu sein, den Krieg zu be-
enden“. Die Unterstützer der
Ukraine im Westen rief er erneut
dazu auf, die Beschränkungen für
den Einsatz von Waffen mit grö-
ßerer Reichweite bei Angriffen
auf die russisch besetzten Gebiete
sowie auf Ziele in Russland aufzu-
heben. (APA/AFP/dpa)

Der ukrainische Präsident
lehnt Gebietsabtretungen ab
und will in die Nato.

Selenskij
präsentiert
„Siegesplan“ 

A
m Freitag wird Charles III. mit
Königin Camilla erstmals seit
seiner Thronbesteigung 2022

im fernen Commonwealth-Land
Australien erwartet. Bei einigen ist
die Vorfreude groß – beim Australian
Republican Movement (ARM), das
das Land in eine Republik verwan-
deln will, hat man dagegen eine Kam-
pagne gestartet, die den Besuch zur
„Abschiedsreise“ erklärt: Mit der bri-
tischen Monarchie werde es nämlich
für Australien bald ein Ende haben. 

Es sei Zeit, dem Königshaus „zum
Abschied zuzuwinken“, heißt es.
Dazu verkauft man bei ARM auch Sa-
chen wie T-Shirts und Poster, be-
druckt mit „Monarchy: The Farewell
Oz Tour“ („Oz“ steht für „Australia“,
wegen dessen Aussprache als
„Ostralia“). Die Kampagne will eine
Debatte über die Rolle der Krone im
Australien des Jahres 2024 entfa-
chen. Immer noch einen fremden
König als Staatsoberhaupt zu haben
„ergibt keinen Sinn mehr“, sagt
Adam Spencer, ein Komiker, Radio-
moderator und ARM-Mitglied.
Zudem sei Charles nur alle paar Jahre
zu Besuch, zuletzt 2018. Spencer
spricht von Untersuchungen, wo-
nach viele der rund 27 Millionen Aus-
sies nicht einmal wüssten, dass
Charles, der „ewige Prinz“, nach
dem Tod von Queen Elizabeth II. jetzt
auch König von Australien ist. Eliza-
beth war dort zuletzt 2011.

Charles ging dort zur Schule

Allerdings ist „Oz“ für Charles alles
andere als eine Unbekannte: Es ist
nämlich sein 17. Besuch und er hat
dort auch längere Zeit gelebt: 1966
war er ein halbes Jahr in Timbertop,
einem Campus der renommierten
Geelong Grammar School in den
Bergen des Bundesstaats Victoria.
Das sei seine schönste Schulzeit ge-
wesen, sagte er später. Mitte der
1970er erwog er sogar, als General-
gouverneur Australiens zu agieren –
das ist der direkte Repräsentant der
Krone. 1983 verbrachte er mit seiner
damaligen Frau, Diana, (1961–1997)
sechs Wochen in Down Under.

Das riesige Land in eine Republik
umzuwandeln, wäre ein komplexer
Prozess samt Verfassungsänderung.
Dafür ist ein Referendum nötig, und
die haben in Australien selten Erfolg:
Seit der Staatsgründung 1901 kamen
nur acht von 45 Verfassungsände-
rungen durch. Im Vorjahr scheiterte
der Plan der Regierung, eine „indi-
gene Stimme“ im Parlament einzu-
richten, also ein Gremium der Urein-
wohner (drei bis vier Prozent der Be-
völkerung). Zudem scheiterte schon
1999 ein Republiks-Referendum. Re-
sultat: 54,9 Prozent pro Monarchie.
Jetzt sind laut Umfrage zwar nur 45
Prozent dafür, doch deklarierten sich
auch bloß 33 Prozent als Republi-
kaner. Der Rest war unentschieden.

Australiens Premier, der Sozial-
demokrat Anthony Albanese, denkt
auch, dass man „einen Australier als
Staatsoberhaupt haben“ sollte, wie
er sagte. Zu Beginn seiner Amtszeit

erkrankung erkannt wurde, soll der
Zustand des 75-Jährigen während der
Reise überwacht werden. Seine regu-
läre Behandlung wird während der
jetzigen Tour unterbrochen.

Sydneys Oper wird am Freitag
mit Bildern von Charles bestrahlt. Er
besucht Parlament und War Memo-
rial in der Hauptstadt Canberra, trifft
Bürger in der Oper und bei einem
Grillfest, inspiziert Kriegsschiffe,
wird Umweltprojekte unterstützen
und preisgekrönte Krebsexperten
treffen. Nächste Woche reist er in den
pazifischen Inselstaat Samoa zum
Gipfel der Staats- und Regierungs-
chefs der 56 Commonwealth-
Staaten, der Erbmasse des Empires.

Bei ARM sei man zu keinem An-
lass eingeladen worden, sagt
Spencer. Einen Brief aber hat Charles
beantwortet: Darin hieß es, er werde
den Australiern nicht im Weg stehen,
sollten sie eine Republik wollen.

2022 schuf er einen eigenen Posten,
um die Republikdebatte zu schüren.
Doch nach der Ablehnung des Indi-
genen-Referendums verlief auch das
im Sand. Im Juli wurde die Stelle ein-
gestampft – Beobachter meinen, Al-
banese wolle keine weitere Schlappe
riskieren. Offiziell heißt es, Pläne für
ein Referendum hätten „keine Prio-
rität“. Die Monarchisten jubeln.
Deren frisch ernannter Sprecher Ale-
xander Voltz (25), Komponist und
Journalist, schrieb auf der Plattform
X: „Der Republikanismus in Austra-
lien ist vorerst tot und begraben. Gott
schütze den König!“

Blutkonserven im Gepäck

Dieser König reist nun am Freitag mit
Königin Camilla an, begleitet auch
von zwei Ärzten und angeblich mit ei-
genen Blutkonserven im Gepäck.
Weil bei Charles im Februar eine
bisher nicht näher definierte Krebs-

Royaler Besuch. Charles III. reist am Freitag nach Australien, dessen König er seit 2022 ist. Man

erwartet ihn durchaus freudig, spricht aber auch wieder über die Umwandlung in eine Republik.

Der letzte König von Australien? 

Hauspatschen mit Königin Camilla und König Charles III. in der Sammlung einer australischen Monarchistin. APA/AFP

Von unserer Korrespondentin
BARBARA BARKHAUSEN (SYDNEY)

Wien/Bern. Im Berner Staatssekre-
tariat für Migration (SEM) war von
einem „Pilotprojekt“ die Rede. Vor
wenigen Tagen bestiegen zwei af-
ghanische Staatsbürger in der
Schweiz ein Flugzeug, gemeinsam
mit mehreren Kantonspolizisten.
Der Flieger landete zunächst in Is-
tanbul, bis hierhin begleitete die
Polizei die beiden Afghanen. An-
schließend wurden diese nach
Kabul gebracht, als „Starthilfe“ und
„Taschengeld“ erhielten sie jeweils
500 Franken. Es war die erste Ab-
schiebung in das krisengeschüt-
telte Land aus der Schweiz seit dem
Jahr 2019 – damals wurden Rück-
führungen wegen der Covid-Pan-
demie eingestellt, später, nach der
Übernahme der Taliban (2021)
wurde die Sicherheitslage als ge-
fährlich eingestuft. 

Die beiden betroffenen Af-
ghanen waren zuvor rechtskräftig
verurteilt worden; sie stellten ein
Problem für die innere Sicherheit
des Landes dar, sagte Vincenzo
Mascioli vom SEM. Über die Straf-
taten selbst machte Mascioli keine
Angaben, er betonte lediglich: „Bei
schweren Straftätern gilt Nulltole-

ranz“. Daher will das SEM weitere
verurteilte afghanische Staats-
bürger abschieben. Schweizer Me-
dien zufolge sind 13 verurteilte Af-
ghanen davon betroffen. Das Pilot-
projekt und mögliche weitere Ab-
schiebungen bewerten Schweizer
Medien als Wende in der Migrati-
onspolitik.

Kritik an den Rückführungen
kam von Menschenrechtsorganisa-
tionen – seit der Machtübernahme
der radikalislamischen Taliban ist
die Lage in Afghanistan weiterhin
dramatisch, das gilt in erster Linie
für Frauen. Weiter bestehen bleibt
die seit Sommer 2023 geltende
Praxis in der Schweiz, dass Afgha-
ninnen prinzipiell Asyl erhalten. 

„Der nächste Schritt“

Deutschland hatte als erstes euro-
päisches Land Ende August 28 af-
ghanische Staatsbürger, die straf-
fällig geworden waren, in das von
den Taliban beherrschte Land ab-
geschoben. Kurz danach kündigte
auch Bundeskanzler Karl Ne-
hammer an, dass Rückführungen
nach Afghanistan „der nächste
Schritt“ seien. (red.)

Schweiz. Zwei Straftäter wurden nach Kabul

rückgeführt. Weitere Abschiebungen sollen folgen.

„Pilotprojekt“: Bern schiebt
straffällige Afghanen ab


